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Drucksache Nr. 1661 


Anfrage Nr, 145 

der Fraktion der KPD 


betr. Versteigerung von Möbeln 

durch das Besatzungskostenamt Offenbach. 


In Buchschlag in Hessen wurde vor kurzem eine Versteigerung von 
Möbeln durdigeführt, die aus Wohnungen stammten, die für Zwecke 
der Besatzungsmacht beschlagnahmt worden sind. Die früheren 
Eigentümer der Möbel waren lediglich vorher durch die örtliche 
Presse aufgefordert worden, ihre Ansprüche auf Rückerstattung 
dieser Möbel geltend zu madien. Eine direkte schriftliche Auf- 
forderung wurde ihnen nicht zugestellt. Diese Öffentliche Aufforderung 
erreichte einen großen Teil der Eigentümer nicht, weil die ehe- 
maligen deutschen Wohnungsinhaber von Buchsdilag, von denen 
etwa 90 ihre Wohnungen räumen mußten, heute über das ganze 
Land Hessen verstreut wohnen. 

Die Versteigerung wurde von dem in Auflösung befindlichen Be- 
satzungskostenamt Offenbach vermutlich auf Veranlassung des Bc- 
satzungskostenamtes Darmstadt durchgeführt. Das Besatzungskosten- 
amt Offenbach ließ diese Versteigerung durch eine Privatfirma 
durchführen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist ihr dieser Vorgang bekannt? 

2. Billigt sie, daß das Besatzungskostenamt diese Versteigerung durch 
eine Privatfirma durchführen ließ? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, den Eigentümern dieser beschlag- 
nahmten Möbel den entstandenen Schaden zu erstatten? 

4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um in Zukunft der- 
artige gesetz- und verfassungswidrige Schädigungen der Interessen 
deutscher Staatsbürger zu verhindern? 


Bonn, den 29. November 1950 


Kohl (Stuttgart) 
Renner und Fraktion 
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